
Bundessozialgericht

A?:.L9-BIEEEZYQ
„

-Im Namen des Volkes

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Zugestellt am
40°April ?972

.
Klägerin und Revisionsklägerin‚

ßmt51nspektor
als UrkoBeamter
der G€SChäftS——Prozeßbevollmächtigtez ° ° ° „ o „ ° ° o o 0 ° „ „ °stelle

Beklagter und Revisionsbeklagter°

Der 9° Senat_des Bundessozialgerichts hat am 44° März

1972 ohne mündliche Verhandlung durch

Senatspräsidentin Dro S c h w a r z
— Vorsitzender —‚

Bundesrichter Dr° R e n n e r ?
Bundesrichter Dr° W u l f h o r s t ,
Bundessozialrichter Dr° G e n e n g e r und

Eundessozialrichter Dr„ J a n i

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes—

sozialgericht Niedersachsen vom 40 Juni 1970 wird

zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 2 _

G r ü n d e——.—..w.„—.__..__._

.
Die Klägerin begehrt die Gewährung von "Brautversorgung"

‚im Wege des Härteausgleichs (@ 89 des Bundesversorgungs—

gesetzes —BVG—)nach dem mit ihr seit Silvester 1940/41
‘r*verlobten Artur Su; 15121(S°)‚ der am 60 Juli 1941 an

offener Lungen—The mit Herzmuskelschwäche verstorben ist°

Sie hatte S° ab 1936 den Haushalt geführt und ab 1938

bis zur Einberufung zum Wehrdienst im Jahre 1959 (Kriegs— f"

ausbruch) mit ihm in einem eheähnlichen Verhältnis zu—

sammengelebt° Diesem Verhältnis entstammte das am 10 De—
zember 1959 geborene Kind Peter; S° hatte die Vaterschaft

formell nicht anerkannt, wurde aber im November 1940

‘
zur Unterhaltszahlung verurteilt° Er erkrankte während

des Wehrdienstes an Lungen—Tbc, befand sich zunächst in

einer Heilstätte und wurde wegen dieses Leidens im De-

zember 1940 aus dem Wehrdienst entlasseno Ab November 1940

,
bezog er wegen doppelseitigcr offener Lungen—Tbc Rente

nach der VerSehrtenstufe III° Nach der Entlassung aus

dem 9Wehrdienst nahm SD seine frühere Beschäftigung als

Zuschneider wieder auf und übte diese bis April 1941 aus° ‚'

Nach anschließendem erneuten Heilstättenaufenthalt und

weiterer Verschlechterung seines Zustandes wurde er am
19° Juni 1941 in das Städtische Krankenhaus Stettin ein—

gelieferte Am 50 Juli 1941 beantragte die Klägerin beim

Standesamt Stettin III die beschleunigte Eheschließung;

sie legte dazu noch eine von 80 am 40 Juli 1941 unter—

schriebene Aufgebotsermächtigung voro Die Eheschließung

kam wegen des Todes des Sc nicht mehr zustandeo Der Klä—

gerin und ihrem Sohn Peter wurde am 5„ September 1941

_die Führung des Familiennamens Schröder genehmigt°

Das Versorgungsamt (VersorgA) lehnte den Antrag der Klä—

'gerin vom August 1962, ihr Versorgung im Wege des Härte—

_3_.
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ausgleichs zu gewähren‚ mit Bescheid vom 200 November

4962 ab‚ weil eine ernsthafte Heiratsabsicht nicht be—

standen habe° Zur Heirat sei es nicht allein wegen des

Todes des So nicht gekommen‚ sondern wegen anderer

Gründe° Widersprueh‚ Klage und Berufung blieben ohne

Erfolg° Das Landessozialgericht (LSG) vertrat auf Grund

Vder Beweisaufnahme die Auffassung‚ eine besondere Härte

LS° von % 89 BVG sei nicht gegebenc Zwar stehe fest?

daß S° an den Folgen der im Wehrdienst erworbenen Schä—

digung verstorben sei° So habe jedoch bis Ende 4940

und auch weiterhin nicht beabsichtigt‚ mit der Klä—

gerin die Ehe einzugeheno Obwohl So seit 4958 mit der

Klägerin in einem eheähnlichen Verhältnis gelebt habe,

habe er bis zur Einberufung und auch während des Mehr—

dienstes keine Anstalten gemacht‚ die Klägerin zu hei—

rateno Er habe sich sogar noch im November 4940 zur
Unterhaltsleistung für das Kind verurteilen lassen°

Die Klägerin habe auch eingeräumt9 daß So lange Zeit

unter dem Einfluß seiner ihr abgeneigten Schwester ge—

standen habeo Trotz des möglicherweise später bei So
eingetretenen Sinneswandels hätte zwar wegen der an—

steckenden Lungen—The bis Ende 4940 nach 5 4 Abs/iBwhitoa

des Ehegesundheitsgesetzes vom 480 Oktober 4955 (BGBl I

4246) eine Ehe nicht geschlossen werden dürfen; in der

folgenden Zeit hätten jedoch bis April 4944 gesund-

heitliche Gründe der Eheschließung nicht entgegengestan—
den° Die Verzögerung der Eheschließung sei daher nicht

in den Kriegsereignissen, sondern in dem Verhalten der

Verlobten begründet geweseno Zwar sei aus der Ermäch—

tigung des S° vom 40 Juli 4944 zur Beantragung des

Aufgebots die ernsthafte Absicht zu entnehmen‚ unver—
züglich mit der Klägerin die Ehe einzugehen; dies sei
durch den Tod des So am 60 Juli 4944 vereitelt werdeno

S° habe sich aber am 4° Juli 4944 nach der Bescheinigung

des Städtischen Krankenhauses Stettin vom 50 Juli 4944
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bereits in Lebensgefahr befundeno Bei der Brautversor—

gung nach S 89 BVG müsse sich der Begriff der beson—

deren Härte an dem Anspruch auf Witwenrente orientieren
_

(5 38 BVG)° Witwenrente stehe jedoch nach 5 58 Abso 2 BVG

in der Fassung des 10, 20 und 30 Neuordnungsgesetzes (NOG)

nicht zu, wenn die Ehe erst nach der Schädigung geschlossen

werden sei und nicht mindestens ein Jahr gedauert habe;

nur unter besonderen Umständen habe nach dem 40 und 20 NOG

dennoch Witwenrente gewährt werden können, nach dem 50 NOG

bestehe unter den genannten Voraussetzungen der Anspruch

auf Witwenrente nur, wenn nicht anzunehmen sei, daß es

der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war‚

der Witwe Versorgung zu verschaffen° Diese Gesichtspunkte

könnten auch bei der Brautversorgung nicht unbeachtet

bleibeno Im vorliegenden Falle Sprachen diedaxgdrgunIMMnände

dafür, daß die Eheschließung hier nur dem Zweck dienen

sollte, der Klägerin im Hinblick auf den befürchtcten
Tod des SD Anspruch auf eine Witwenrente zu verschaffen°

Da bei einer solchen Sachlage, selbst wenn es noch zur
Eheschließung gekommen sei, auch einer Witwe die Rente

zu versagen wäre‚ könne für eine Brautversorgung nichts

anderes gelten° Unerheblich sei auch‚ daß die Klägerinp‚
nach dem Tode des SC Versorgungsleistungen erhaltenhabe°

Denn hierbei könne es sich nur um eine Kannleistung ge—

handelt haben (5 2 der Verordnung über ergänzende Vor—

schriften zum Ersatzfürsorge— und Versorgungsgesetz vom

5° April 4941 — BGBl I 494 —)‚ die dann gewährt worden
'sei‚ wenn die ernsthafte Absicht des Verstorbenen zur

Eheschließung mit der Mutter des Kindes nachgewiesen gewesen

sei° Diese Vorschriften seien aber weggefallen? so daß

die Klägerin aus der damaligen Zahlung keinen Anspruch

herleiten könne° Das LSG hat die Revision zugelasseno

\

Die Klägerin hat Revision eingelegt° Sie rügt die Nicht—

anwendung bzwo die unrichtige Anwendung der 55 897 38 BVG
durch das LSG° So habe entgegen der Auffassung des LSG

..5..
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auch schon vor 4940 die Absicht gehabt‚ sich mit der

Klägerin zu verehelichen‚ er sei nur durch den erheb—

lichen Einfluß seiner Schwester daran gehindert wor—

den„ dadurch sei es auch zu der Unterhaltsklage ge—

kommen° Das Zusammenleben der Klägerin mit S0 ab 4958

in einem eheähnlichen Verhältnis spreche neben der

Geburt des Kindes für eine starke Zuneigung, das

Tragen von Verlobungsringen bekunde mit allem Nach—

druck die Heiratsabsicht° Das Aufschieben der Heirat

wegen der Absicht‚ Zur Schaffung eines Hausstandes

noch Geld anzu5paren„ sei ebenfalls kriegsbedingt

gewesen° Der behandelnde Arzt sei entgegen der Stel—

lungnahme des Krankenhauses Stettin vom 50 Juli 4944

der Ansicht gewesen‚ die übliche Aufgebotsfrist könne

abgowartet werden° Daß die Heirat der Klägerin mit S°
vorwiegend ihrer Versorgung hätte dienen sollen? sei

nicht ersichtlich° Mit dem Hinweis auf die Verordnung

vom 30 April 4944 gebe das LSG zu erkennen, daß da—

mals die ernsthafte Heiratsabsicht von der Behörde an—

genommen worden seio

Die Klägerin beantragt‚

die Urteile des Sozialgerichts Lüneburg

vom 50 April 4968 und des LSG vom 40 Ju—

li 4970 sowie die angefochtenen Bescheide

aufzuheben und den Beklagten zu verur—
teilen‚ ihr über die Gewährung von Bräute—

versorgung im Härteausgleich einen neuen
Bescheid zu erteilen7

hilfsweise‚

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Sache zur erneuten Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen°

Der Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweiseng
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Er hält die Entscheidung des LSG für zutreffend°

_Die Beteiligten haben ihr Einverständnis mit einem Urteil

ohne mündliche Verhandlung erklärt°

II

Die Revision der Klägerin ist zulässig (@@462 Abs° 4 Nro 4,

464, 466 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—); sie ist aber
nicht begründete

Streitig ist, ob der Klägerin ab Antrag (4962) Hinter—
bliebenenversorgung im Wege des Härteausgleichs(”Braut—

versorgung") gewährt werden kann° Die Vorinstanzen haben

die dafür erforderliche materiell—rechtliche Voraussetzung

einer besonderen Härte verneint° Dieser Auffassung ist \
zuzustimmen; deshalb ist das angefochtene Urteil zu be—

stätigen° '

Nach der seit dem 40 NOG vom 270 Juni 4960 (BGBl I 455)

unverändert gebliebenen Fassung des 5 89 Absc 4 BVG kann,
sofern sich in einzelnen Fällen aus den Vorschriften

dieses Gesetzes ”besondere Härten“ ergeben, mit Zustimmung

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung (BMA)

ein Ausgleich gewährt werden° Diese Zustimmung kann nach

5 89 Abso 5 BVG (4° NOG) bzw° Abs° 2 (20 und ;, NOG) all—

gemein erteilt werden° Sie wurde in Fällen der Braut—

versorgung mit Rundschreiben des BMA vom 440 Juli 4966

(BVBl 4966 S° 82) bei Vorliegen der dort näher genannten
Voraussetzungen, die durch das Rundschreiben vom 240 Ok—

tober 4968 (BVBl 4968, 450) unter Bezugnahme auf die

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erleichtert

worden sind, allgemein erteilt; gleichzeitig wurde empfohlen,

der einschlägigen Rechtsprechung des BSG zu folgen (vgl°

BSG 27, 286 und Urt° vo 25° Juli 4968 — 8 RV 494/67 —)o

Der erkennende Senat hat diese Rechtsprechung in den

..7_
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Urteilen vom 47° März 1970 (BSG 54‚ 85) und vom 250 Januar

4972 — 9 RV 484/71 — übernommen und fortentwickelt° Sie

geht davon aus, daß die Anwendung des Begriffs der "be—

sonderen Härte" im Sinne von 5 89 BVG eine materiell»

rechtliche Voraussetzung für das Ermessenshandeln der

Verwaltung (BSG 10, 51‚ 55) darstellt und der Nachprü—

fung durch die Gerichte unterliegt (BSG 27‚ 286}° Ge—

nügt schon der festgestellte Sachverhalt den Anforde—

rungen des mit einem bestimmten Inhalt ausgefüllten

unbestimmten Rechtsbegriffs nicht, dann ist kein Raum

für eine Ermessensausüburig9 die von den Gerichten nur
daraufhin nachprüfbar ist? ob die gesetzlichen Grenzen

des Ermessens überschritten sind oder ob von dem Er—

messen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent—

sprechenden Weise Gebrauch gemacht werden ist (5 54
Abs° 2 Satz 2 SGG; BSG 9, 252; 19, 58‚ 45)° Die Beur—
teilung von Tatsachen auf ihre Einordnung unter den

Begriff der besonderen Härte muß sich notwendig an dem

Anspruch orientieren, der geltend gemacht wirdo Das

BSG hat als wesentliche Abgrenzungsmerkmale für den

Begriff der besonderen Härte im Rahmen einer Braut—

versorgung den Nachweis eines ernsthaften Verlöbnisses‚

Vereitelung der Heirat durch ein Kriegsereignis und

den Umstand angesehen‚ daß die Braut wegen der Ver—

lobung mit dem später an einer Schädigungsfolge Ver-

storbenen in eine wirtschaftliche Lage geraten ist,
die der einer versorgungsberechtigten Witwe "nahe

kommt", (“ich° es sollen die wirtschaftlichen Nachteile

ausgeglichen werden, die einer Braut durch den kriegs-

bedingten Tod des Verlobten entstanden sind (BSG 34‚

85 und Urteil des erkennenden Senats vom 2Eo Januar

1972 — 9 RV 484/74 —)0 Eine solche Lage ist jedoch
nicht schon dann gegeben‚ wenn es wegen des kriegs—

bedingten Todes des Verlobten nicht mehr zur Ehe—

schließung gekommen ist und die hinterbliebene Braut
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dadurch den ihr ohne den Tod sicheren Status der Witwe

mit dem sich hieraus in der Regel ergebenden Rechtsan—

spruch auf Versorgung verloren hat (vgl° Urt° vo 25°_Juli

1968 —8 RV 191/67 —); sonst würde ohne gesetZliche Grund—
lage die hinterbliebene Braut allgemein einer Witwe gleich—

gestellt° Hinzu kommen muß vielmehr in jedem Fall noch,

die ernsthafte Absicht der alsbaldigeg Eheschließungo

Letztere wird dann nicht durch ein Kriegsereignis ver

___—..-,.»—

Gründen hinausgeschoben haben‚ die mit wehrdienstlich

bedingten Umständen nichts zu tun hatteno Deshalb hat
der 80 Senat des BSG am 200 Mai 1970 — 8 RV BOS/69 —
zutreffend entschieden, daß eine Brautversorgung auch

dann nicht in Betracht kommt‚ wenn die Verlobten erst

nach Beendigung des Wehrdienstes heiraten wollten und

der Verlobte durch einen Dienstunfall während des Wehr—

dienstes ums Leben gekommen ist°

Das LSG hat den dargelegten Rechtsbegriff der besonderen

Härte für einen Fall der Brautversorgung richtig ange—
wandt° Die von ihm festgestellten Tatsachen lassen den

Schluß auf eine besondere Härte nicht zuo Diese Tatsachen

sind für das Revisionsgericht bindend (@ 165 SGG)‚ die

Klägerin hat mit der Revision keine den Erfordernissen

des 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG genügenden Verfahrensrügen

geltend gemacht° “

Das LSG hat zunächst festgestellt‚ S° habe zumindest bis

Ende 1940 nicht beabsichtigt, mit der Klägerin die Ehe
zu schließen, obwohl er mit ihr seit 1958 in einem ehe—

ähnlichen Verhältnis gelebt habe; es ist nicht zu bean—

standen, wenn es diese Feststellung darauf gestützt hat,

S° habe sich noch im November 1940 zur Unterhaltszahlung

für das gemeinsame Kind verurteilen lassen„ und wenn es
auch das Vorbringen der Klägerin berücksichtigt hat,

_ 9 _
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in diesem Zeitraum sei der Einfluß der Schwester des S°

von entscheidender Bedeutung für das Unterbleiben der

Heirat geweseno Das LSG hat nicht verkannt, daß in

dieser Zeit einer Eheschließung — auch wenn sie beab—

sichtigt gewesen wäre — die Vorschriften des Ehegesund—

heitsgesetzes entgegengestandon hätten° Es hat aber zu—

treffend dargelegt, daß es auch in der Zeit ab Dezem—

ber 4940, in der sich — jedenfalls bis April 4944 —
der Gesundheitszustand des Sc gebessert hatte und ein

gesetzliches Eheschließungsverbot der Heirat nicht mehr

entgegenstand‚ trotz der von der Klägerin behaupteten

Verlobung zu Silvester 4940/44 und einer sich hieraus

möglicherweise ergebenden Sinnesänderung des S° nicht

zu einer Heirat gekommen und nicht einmal das Aufge—

botsverfahren eingeleitet werden sei; es hat aus dem
Vorbringen der Klägerin‚ die Verlobten hätten mit der

Heirat auch in dieser Zeit noch zuwarten wollen‚ bis

sie eine entsprechende Geldsumme für die Beschaffung

von Hausrat angespart hätten, den Schluß ziehen dür—

heiraten, nicht bestanden hate Eine ernstliche Absicht

der alsbaldigen Eheschließung hat das LSG erst für

den Zeitpunkt festgestellt‚ in dem die Klägerin — am
5° Juli 4944 — beim Standesamt vorgesprochen und eine

sodann von S° am 40 Juli 4944 unterzeichnete ”Aufge—

botsermächtigung“ vorgelegt hat() Es hat jedoch zu
Recht der in diesem Zeitpunkt bestehenden Heiratsab—

sicht deshalb keine Bedeutung für die Gewährung von
Brautversorgung beigemessen9 weil es nach den gesam—
ten Umständen des Falles zu der Überzeugung gelangt

ist, die Absicht der alsbaldigen Eheschließung sei

damals darauf zurückzuführen gewesen, daß der Kläge—
rin im Hinblick auf den zu befürchtenden — am 60 Juli

4944 eingetretenen — Tod des So An5prüche auf Hinter—

bliebenenversorgung hätten verschafft werden sollen„
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Bestätigt wird diese Feststellung dadurch? daß die Klä—

gerin selbst nach der Sitzungsniederschrift über die

mündliche Verhandlung des LSG am 40 Juni 1970 erklärt

hat, der Aufgebotsantrag sei auf Wunsch des So gestellt|

worden, der wohl bemerkt habe? daß er sterbenskrank sei

und der den Jungen und sie habe versorgt sehen wollen°

Der erkennende Senat stimmt dem LSG darin zu‚ daß sich

bei der Brautversorgung der Begriff der besonderen Härte

LS° von 5 89 Abs° 1 BVG auch an der Vorschrift des
> _@ 58 Abs° 2 BVG in der ab 1° Januar 1967 geltenden Fassung

des 5° NOGorientieren muß, nach der unter den dort ge»
nannten Voraussetzungen eine Witwe keinen Anspruch auf
Witwenrente hat7 wenn die Annahme gerechtfertigt ist‚

daß es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat

gewesen sei, der Witwe eine Versorgung zu verschaffen;

es ist auch nicht zu beanstanden, wenn das LSG 5 58 Abs„ 2

BVG in den hier ebenfalls in Betracht kommenden früheren

Fassungen des 40 und des 20 NOG im gleichen Sinne ausge—

legt hat° Es trifft zu‚ daß eine besondere Härte für eine ‘
hinterbliebene Braut nicht vorliegen kann, wenn nach den

festgestellten tatsächlichen Verhältnissen auch einer

Witwe ein Anspruch auf Rente zu versagen wäre° Das LSG

hat schließlich auch zu Recht nicht für erheblich ge—
halten, daß die Klägerin nach dem Tod des Verlobten

vorübergehend — vermutlich nach 5 2 der Verordnung über

ergänzende Vorschriften zum Einsatzfürsorge— und —versor—
gungsgesetz von 1944 (BGBl I 494)

— Versorgung als sog„
Kannleistung erhalten hat„ Die Vbraussetzungen für diese

Leistung sind in das BVG nicht übernommen werden°

Im vorliegenden Falle ist eine besondere Härte auch nicht

deshalb zu bejahen‚ weil aus dem Verhältnis zwischen S0

und der Klägerin im Jahre 1959 ein Kind hervorgegangen ist°

Allein diese Tatsache würde auch nicht einen Renten—

anspruch der Witwe rechtfertigen, wenn dieser Anspruch

_nach 5 58 Abs° 2 BVG zu verneinen wäre° Auch der BMA hat
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in seinem Rundschreiben vom 44° Juli 4966, auf das
insoweit in dem Rundschreiben vom 240 Oktober 4968

weiterhin Bezug genommen ist, seine Zustimmung zur

Gewährung von Härteausgleich nach 5 89 Abs° 4 BVG

u°ao von der Voraussetzung abhängig gemacht, daß

(a) die Mutter und der Vater des Kindes bis zum
Tode des Vaters die ernstliche Absicht gehabt ha—

(b) der Verwirklichung dieser Absicht allein Kriegs—

ereignisse entgegengestanden haben° Diese Voraus—

setzungen haben hier nicht vorgclcgon°

Da das Urteil des LSG sönach richtig ist? war die
Revision der Klägerin als unbegründet zurückzuwei—

sen (@ 470 Abs° 4 Satz 4 SGG)„ \-

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 195 SGG°
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